Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 3425 
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j * U” 1 * <. Bonn, den 13. April 1957 

Flüchtlinge und Knegsgeschadigte ^ 

III 3b - 9803 - 2160/57 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Durchführung des Häftlingshilfegesetzes 

Bezug: Kleine Anfrage 350 der Fraktion der FDP 
- Drudi Sache 3351 - 


Die Kleine Anfrage 350 der Fraktion der FDP vom 2. April 1957 
wegen Durchführung des Häftlingshilfegesetzes beantworte ich wie 
folgt : 

1. a) Bis zum 28. Februar 1957 sind insgesamt 24 205 Anträge aut 

Beihilfen aus dem „Häftlingshihefo ids” (Kap. 4003 Tit. 953 des 
Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1955 und 1956) 
gestellt worden. 

b) Hiervon waren 19073 Anträge — das sind 78,8 v. H. aller 
Anträge — bereits erledigt, und zwar 1 3888 durch Bewilli- 
gungsbescheide und 2895 durch Ablehnungsbeschcide. 2290 
Anträge hatten sich durch Zurücknahme, Wegzug, Abgabe an 
zuständigen Stellen u. a. erledigt. 

Unerledigt waren 5132 Anträge, meistens weil die Antragsteller 
ein Einkommen hatten, das über den damals noch geltenden 
Einkommensgrenzen lag. Diese Anträge können erst jetzt nach 
dem Inkrafttreten der Novelle zum Häftlingshilfegesetz vom 
13. März 1957 (BGBl. I S. 165), und zwar zum größten Teil 
positiv, erledigt werden. 

c) Bis ^28. Februar 1957 wurden insgesamt 34 986 000 DM als 
Beihilfen ausgezahlr. Für März 1957 standen den Ländern 
bereits Mittel im Vorgriff auf den Bundeshaushaltsplan für 
das Rechnungsjahr 1957 (Kap. 4010 Tit. 301) zur Verfügung. 

2. Berechtigte nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 des Häftlingshilfcgesetzes, die 
Irrtümlich einen Antrag auf Kriegsgefangenenentschädigung gestellt 
haben, werden von den unteren Verwaltungsbehörden darauf 
hingewiesen, daß sie einen Antrag auf Haftentschädigung nach 
§ 9a HHG (bisher Beihilfe nach den Richtlinien vom 9. Novem- 
ber 1955) stellen können. Meine Pressebekanntmachung vom 
24. September 1955 war gerade in diesem Punkte vorher mit 
den zuständigen obersten Landesbehörden abgesprochen worden. 
Eine Fristversäumnis kann nicht cintreten, da die Anträge auf 
Haftentsdhädigung an keine Frist gebunden sind. 

Dr. Dr. Oberländer 
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